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Vorbemerkung

Eines der Kernprobleme im Gesundheitswesen ist 
die strukturelle Einnahmeschwäche der Gesetz-
lichen Krankenversicherung (GKV). Die Autoren 
der von uns in Auftrag gegebenen und jetzt vor-
liegenden Studie heben es explizit hervor: Wäh-
rend die Ausgaben parallel zum Bruttoinlandspro-
dukt wachsen, bleiben die beitragspfl ichtigen Ein-
kommen der Mitglieder der GKV hinter dieser Ent-
wicklung zurück. Zwischen Ausgaben und Einnah-
men klafft eine immer größer werdende Lücke. 
Steigende Beiträge sind dann unweigerlich die  Folg e, 
ohne dass dadurch mehr Geld ins System kommt.

Vor dieser Situation stehen alle Reformvor-
haben. Es fragt sich, wer die bessere Lösung für 
dieses Problem hat. Die gegenwärtige Strategie 
(Kopfpauschalenmodell: feste Zusatzbeiträge, mit 
einem komplizierten Ausgleichsverfahren, Ein-
frieren des Arbeitgeberbeitrags, schnellerer Wech-
sel in die Private Krankenversicherung – PKV) 
schafft mehr Probleme als Lösungen: Sie ist unge-
recht, nicht fi nanzierbar, ineffi zient, fördert die 
Klientelpolitik, belastet die Versicherten noch 
mehr als zuvor und schwächt die GKV. 

Die FES und ver.di suchen nach anderen We-
gen. Interessant fanden wir Überlegungen von 
den Professoren Greß und Rothgang, andere Ein-
kommensarten als Finanzierungsbasis mit heran-
zuziehen, eine Entlastung niedriger Einkommen 

vorzunehmen und umgekehrt eine stärkere Belas-
tung höherer Einkommen anzustreben. Diese 
Überlegungen können Ausgangspunkt für Kon-
zepte sein, die zu einer notwendigen Fortent-
wicklung unserer solidarischen Krankenversiche-
rung führen und bestehende Gerechtigkeits-
lücken schließen.

Wir haben Prof. Dr. Stefan Greß von der 
Fachschule Fulda und Prof. Dr. Heinz Rothgang 
vom Zentrum für Sozialpolitik der Universität 
Bremen gebeten, ihre Gedanken im Rahmen 
 einer Expertise darzulegen. Wir bedanken uns bei 
den Autoren für die konstruktive Zusammenar-
beit. Viele Vorschläge sind bedenkenswert. Ande-
re sind auf ihre Passgenauigkeit in unser beste-
hendes Sozialsystem zu überprüfen. Wieder ande-
re, wie beispielsweise der aus dem niederlän-
dischen System entliehene Steuerzuschuss für 
Kinder, sind in Deutschland nur mit erheblichen 
weiteren Systemveränderungen umzusetzen oder 
es bestehen erhebliche rechtliche oder politische 
Hürden. Als sehr hilfreich kann jedoch angese-
hen werden, dass in dem Beitrag selbst eine kriti-
sche Abwägung zu den jeweiligen Vorschlägen 
erfolgt. Die Veröffentlichung soll und kann des-
halb dazu beitragen, den Diskussionsprozess über 
eine konkrete und umsetzbare Alternative fort-
zuführen und damit zur Klärung beizutragen. 

1 Diese Einnahmeschwäche ist u.a. zurückzuführen auf den Rückgang der sozialversicherungspfl ichtigen Beschäftigung, schwaches 
Wachstum der Arbeitsentgelte, den Wechsel gesunder Gutverdiener in die Private Krankenversicherung und den steigenden Anteil an 
Rentnerinnen und Rentner, die einen verminderten Beitrag zur Gesetzlichen Krankenversicherung zahlen. Eine Erhöhung der Einnah-
men könnte also auch durch arbeitsmarkt- und rentenpolitische Maßnahmen sowie Lohnpolitik erreicht werden. Im Folgenden konzen-
trieren wir uns ausschließlich auf die Möglichkeit, Lösungen im gesundheitspolitischen Bereich zu fi nden.

Herbert Weisbrod-Frey Peter König
Bereichsleiter Gesundheitspolitik Leiter Gesprächskreis Sozialpolitik 
ver.di Bundesvorstand, Berlin  Friedrich-Ebert-Stiftung



Die Bundesregierung hat sich nach langer und in-
tensiver Diskussion auf Maßnahmen zur Re form 
der Finanzierung der gesetzlichen Krankenver-
sicherung (GKV) geeinigt. Die Beitragssätze wer-
den erhöht und die Rolle der Zu satzbeiträge aus-
geweitet. Das Ausgabenwachstum wird zukünftig 
ausschließlich über ein kom mensunabhängige 
Beiträge fi nanziert, die alleine von den Versicher-
ten zu tragen sind. Die im GKV-Finanzierungsge-
setz vorgesehenen Maßnahmen sind sozial unge-
recht, ver bes sern in keiner Weise die Nachhaltig-
keit der GKV-Finanzierung, senken die Arbeits-
anreize für Nie drig verdiener und sind darüber 
hinaus nicht praktikabel.

Der Problemdruck in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung ist jedoch unbestritten. Die struk-
turelle Einnahmeschwäche der gesetzlichen Kran-
kenversicherung hat in der Vergangenheit zu stei-
genden Beitragssätzen geführt und gefährdet die 
nachhaltige und zukunftssichere Finan zier barkeit 
des Systems. Die enge Grund lage der Beitragsbe-
messung führt zudem zu einer Reihe von Gerech-
tigkeitsdefi ziten. Der von verzerrten Wechselanrei-
zen geprägte Wettbewerb zwischen gesetzlicher 
Krankenversicherung und privater Krankenvoll-
versicherung schwächt nicht nur die Finanzierungs-
basis der gesetzlichen Krankenversicherung, son-
dern ist darüber hinaus auch noch höchst ineffi -
zient. 

Vor dem Hintergrund dieser Ausgangslage 
schlagen die Autoren ein Maßnahmen bündel 
vor, das die oben genannten Defi zite des GKV-
Systems beheben kann. Die Maßnahmen können 
einzeln oder in Kombination eingesetzt werden. 
Die Effekte sind jedoch dann am wirksamsten, 
wenn die Maßnahmen im Verbund eingesetzt 
werden. So verstärken sich bei spiels weise die Er-
höhung der Beitragsbemessungsgrenze und die 
Einbeziehung anderer Ein kom mensarten gegen-
seitig.

Einführung eines integrierten 
Versicherungssystems mit einheitlicher 
Wettbe werbs ordnung

Für einen fairen Wettbewerb zwischen Kranken-
kassen und privaten Krankenversicherungsunter-
nehmen, zur Beseitigung von Ungerechtigkeiten 
zwischen Versichertengruppen und zur Verhin-
derung einer negativen Risikosauslese zu Lasten 
der GKV, ist eine einheitliche Wettbewerbsord-
nung unabdingbar. Ziel ist die Beseitigung des bis-
her vor herr schenden verzerrten Systemwettbe-
werbs und die Etablierung von Anreizen und 
 Instrumenten für eine funktionsfähige Wettbe-
werbsordnung. Zentrale Elemente einer solchen 
Wettbewerbs ordnung wären eine umfassende Ver-
sicherungspfl icht der Bevölkerung ein schließ lich 
von Selbstständigen und Beamten, Kontrahie-
rungszwang für die Kranken ver sicherer, Vertrags-
ver handlungen mit Leis tungs anbietern und 
 Arzneimittel- sowie Medizin geräte herstellern, ein 
morbiditätsorientierter Risikostrukturausgleich 
und die Kalkulation von einkommensab hän gigen 
Beiträgen. 

Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze und 
Einführung eines progressiven Bei trags tarifs

Die Beitragsbemessung im Status quo führt durch 
die hohe Belastung von Niedrigverdienern zu ne-
gativen Anreizen zur Arbeitsaufnahme und durch 
die Beitragsbemessungsgrenze zu ei nem regres-
siven Tarifverlauf bei hohen Einkommen. Zur 
Überwindung dieser Schwäche des Beitragssys-
tems im Status quo werden die folgenden Maß-
nahmen vorgeschlagen: 
– Absenkung der Eingangsbelastung und Schaf-

fung eines progressiven Beitrags tarifs mit kassen-
individuellem Hebesatz für den Arbeitnehmer-
anteil und einem bundeseinheit li chen Arbeit-

Zusammenfassung
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ge ber an teil, der auf die beitragspfl ichtige 
Lohnsumme des jeweiligen Ar beit  ge bers an-
gewandt wird;

– Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze auf 
die Höhe der Beitragsbemessung in der Ren-
tenversicherung und 

– Einführung eines positiven Beitragssatzes auch 
auf Einkommen oberhalb der Bei trags bemes-
sungsgrenze.

Berücksichtigung weiterer Einkommensarten

Die enge Bemessungsgrundlage der GKV-Finan-
zierung schwächt – bei einer kontinuierlich sin-
kenden gesamtwirtschaftlichen Lohnquote – die 
Nachhaltigkeit der Finanzierung in der GKV. Eine 
Verbeitragung weiterer Einkommensarten würde 
das Beitragsaufkommen in der GKV von der 
 Zusammensetzung des Volkseinkommens unab-
hängiger machen. Darüber hin aus wird bisher 
der Grundsatz der horizontalen Gerechtigkeit – 
Gleichbehandlung der gleich Leistungsfähigen – 
durch die selektive Berücksichtigung nur des 
Arbeits einkommens verletzt. 

Die Autoren empfehlen daher die Verbeitra-
gung aller Einkommensarten. Die Finanzämter 
werden damit beauftragt, die vom Finanzamt 
 insgesamt besteuerte Einkommenssumme mit 
 einem Beitrag für die Krankenversicherung zu be-
legen. Der Kranken ver sicherungsbeitrag wäre dann 
von den Finanzämtern vom Steuerpfl ichtigen ein-
zuziehen und an den Gesund heits fonds abzufüh-
ren. Analog müssten die Kreditinstitute gemein-
sam mit der Ab geltungssteuer auch den entspre-
chenden Krankenversicherungsbeitrag einbe-
halten und eben falls an den Ge sundheitsfonds 
abführen. 

Reform der Familienmitversicherung

Die derzeitig Form der GKV-Finanzierung ver-
stößt gegen das Prinzip der horizontalen Ge-
rechtigkeit. Dies gilt im Vergleich von Ein-Ver-
diener und Zwei-Verdiener paaren. Zu ähn lichen 
Ungerechtigkeiten kommt es auch bei Zwei -Ver-
dienerpaaren mit einem Gesamt haus halts ein-
kommen oberhalb der Beitragsbemes sungs grund-

lage, das sich aber unterschied lich auf die beiden 
Partner verteilt. Das Problem liegt letztlich in der 
auf die individuellen Ein kommen be zogenen 
 Beitragsbemessungsgrenze. 

Die von den Autoren dieses Papiers vorge-
schlagene Reformmaßnahme besteht darin, das 
bei tragspfl ichtige Einkommen eines Ehepaares 
bzw. der Partner in einer eingetragenen Le bens-
gemeinschaft zu addieren und dann fi ktiv zu glei-
chen Teilen den beiden Partnern zu zu rech nen 
(Splitting-Verfahren). Diese Einkommen sind 
dann bis zur Beitragsbemessungsgrenze bei trags-
pfl ichtig. Damit wird gewährleistet, dass Haus-
halte mit gleicher ökonomischer Leis tungs-
fähigkeit im gleichen Umfang beitragspfl ichtig 
sind. 

Steuerfi nanzierung

Seit der Gesundheitsreform von 2004 ist die Be-
deutung des Bundeszuschusses zur Finan zie rung 
der gesetzlichen Krankenversicherung deutlich 
angestiegen. Dieser sowohl quantitative als auch 
qualitative Bedeutungszuwachs erfolgte jedoch 
nicht kontinuierlich, sondern ausge spro chen er-
ratisch. Dies kann als ein Indiz für die fehlende 
Verlässlichkeit von Steuerfi nanzierung angesehen 
werden. Die Steuerfi nanzierung ist im Vergleich 
zur derzeitigen Beitrags fi nan zie rung allerdings 
deutlich progressiver, belastet nicht ausschließ-
lich die Erwerbseinkommen und damit poten ziell 
nachhaltiger. Sollen diese Vorteile der Steuerfi nan-
zierung erhalten blei ben, die Nachteile aber auf-
gehoben werden, muss die Steuerfi nanzierung 
 regelgebunden erfolgen. 

Um den Bundeszuschuss für den Gesund-
heitsfonds zu verstetigen, sollte er – ähnlich wie 
in den Niederlanden – an die Ausgaben für Kin-
der und Jugendliche bis zum Alter von 18 Jahren 
gekoppelt und als Beitrag für diese Personen-
gruppen dem Gesundheitsfonds zugeführt wer-
den. Diese Ausgaben sind gut abgrenzbar, und 
eine Senkung des Bun des zu schus ses für diese Per-
sonengruppe wäre politisch schwer durchsetzbar. 
Die Um ver tei lung zu Gunsten von Fa mi lien mit  
Kindern erfolgt weiterhin im Beitragssystem – 
wird aber durch Steuermittel fi  nan ziert. 
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1. Einleitung

1 Hier wird auf den Referentenentwurf in der Fassung vom 25. August 2010 Bezug genommen.

Die gesundheitspolitische Diskussion war seit 
dem Regierungswechsel nach der Bundestags-
wahl des Jahres 2009 von den Plänen der schwarz-
gelben Regierung zur Einführung einer Kopfpau-
schale mit steuerfi nanziertem Sozialausgleich ge-
prägt. Im Duktus des Koalitionsver trags hieß es, 
dass langfristig „das bestehende Ausgleichssys-
tem“ in eine Ordnung mit einkommensunab-
hängigen Arbeitnehmerbeiträgen und einem be-
gleitenden sozialen Ausgleich überführt werden 
solle. Der Regierung ist es jedoch lange nicht ge-
lungen, eine zwischen den Koalitionsparteien 
konsensfähige Konkretisierung der kryptischen 
Formulierungen des Koali tions vertrages vorzu-
legen (Greß 2010b). Zuletzt scheiterte der zustän-
dige Bundesgesundheits minister Rösler mit sei-
nem Konzept einer „Gesundheitskombi“, in dem 
der Sozialausgleich durch einkommensabhängig 
unterschiedlich hohe Beitragssätze erreicht wer-
den sollte. 

Das vorläufi ge Scheitern einer umfassenden 
Kopfpauschale ist aus Sicht der Autoren wenig 
überraschend, da der insbesondere von der FDP 
verfolgte Systemwechsel die damit verbun denen 
Erwartungen nicht erfüllen kann. Eine Pauschal-
fi nanzierung führt weder zu mehr Ge rechtigkeit 
in der GKV-Finanzierung noch zu einer nachhal-
tigeren Finanzierung (Rothgang et al. 2005). Auch 
die Erwartungen an Effi zienzgewinne und positi-
ve Beschäftigungs wir kun gen sind mehr als zwei-
felhaft (Greß 2010a). Unzweifelhaft sind jedoch 
die Kosten, die mit der Einführung des Sozialaus-
gleichs ent stehen. Diese Kosten entstehen unab-
hängig von der Höhe der Pauschale und unab-
hängig da von, ob die Finanzbehörden, die Kran-
kenkassen oder eine andere Institu tion für diesen 

Sozialausgleich verantwortlich sind (Greß/Leiber 
2010). Po li tisch ist das Kon zept bisher daran ge-
scheitert, dass die Finanzierung des notwendigen 
So zial ausgleichs weder über zusätzliche Steuer-
mittel noch durch eine höhere Arbeit geber be tei-
li gung sichergestellt werden konnte. 

Die Regierung hat sich daher dafür entschie-
den, durch das Gesetz zur nachhaltigen und sozial 
ausgewogenen Finanzierung der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV-Finanzierungs ge setz – 
GKV-FinG) die Beitragssätze zu erhöhen und die 
Rolle der Zusatzbeiträge aus zu wei ten.1 Dies kommt 
der Einführung einer kleinen Pauschale gleich, da 
zukünftig das Ausga ben wachstum ausschließlich 
über einkommensunabhängige Beiträge fi nan-
ziert wird, die aus schließ lich von den Versicher-
ten zu tragen sind. Die im GKV-FinG vorgesehe-
nen Maßnah men sind sozial ungerecht, verbessern 
in keiner Weise die Nachhaltigkeit der GKV-Finan-
zie rung, senken die Arbeitsanreize für Niedrigver-
diener und sind darüber hinaus nicht prakti ka bel 
(vgl. ausführlich Greß et al. 2010).

Jenseits der berechtigten Kritik am Finanzier-
ungskonzept der Regierungskoalition ist jedoch 
der Problemdruck in der gesetzlichen Kranken-
versicherung unbestritten. Die struk turelle Ein-
nahmeschwäche der gesetzlichen Krankenversi-
cherung hat in der Vergangenheit zu stei gen den 
Beitragssätzen geführt und gefährdet die nach-
haltige und zukunftssichere Finan zier bar keit des 
Systems. Die enge Grund lage der Beitragsbemes-
sung führt zudem zu einer Reihe von Gerechtig-
keitsdefi ziten. Der von verzerrten Wechselanreizen 
geprägte Wettbewerb zwi schen gesetzlicher Kran-
kenversicherung und privater Krankenvollver-
sicherung schwächt nicht nur die Finanzierungs-

6
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basis der gesetzlichen Krankenversicherung, son-
dern ist darüber hinaus höchst ineffi zient. 

Vor diesem Hintergrund entwickeln die Auto-
ren in diesem Beitrag ein Maßnahmenbündel, 
um die genanten Defi zite auf der Einnahmenseite 
zu beheben. Selbstverständlich müssen die se 
Maßnahmen gleichzeitig durch Interventionen 
auf der Ausgabenseite begleitet werden. Ob gleich 
für die Effektivität und Effi zienz einer sozialen 
Krankenversicherung nicht von gerin gerer Bedeu-

tung, ist die Ausgabenseite jedoch nicht Gegen-
stand dieses Beitrags. Wir gehen außerdem davon 
aus, dass die Beseitigung der Defi zite in der GKV-
Finanzierung im Rahmen des bestehenden Sys-
tems einkommensabhängiger Umlagefi nanzie-
rung möglich und wün schens wert ist. Die Um-
stellung auf risikoäquivalente Prämien entfällt 
somit ebenso als Re formoption wie die Ablösung 
der Umlagefi nanzierung durch ein kapitalgedeck-
ten System. 
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Wie vielfach gezeigt und entsprechend lange be-
kannt, sind die seit den 1980er Jahren mehr oder 
weniger unverändert anhaltenden Beitragssatz-
steigerungen in der GKV nicht auf eine „Kosten-
explosion“ zurückzuführen, sondern auf die 
„strukturelle Einnahmeschwäche“ der GKV (vgl. ak-
tuell und als Beispiel für viele Wille 2010; Reiners 
2009). Die Ausgaben der GKV sind in den letzten 
drei Dekaden vielmehr parallel zum Bruttoin-
landsprodukt gewachsen und schwanken relativ 
stabil bei einem Anteil von sechs bis sieben Pro-
zent (Rothgang et al. 2010), während das bei-
tragspfl ichtigen Einkommen der GKV-Mitglieder 
deutlich hinter dieser Entwicklung zu rück ge blie-
ben ist. Eine Finanzierungsreform, die eine nach-
haltige und stabile GKV-Finan zierung gewähr-
leisten will, muss daher hier ansetzen und sicher-
stellen, dass die Einnahme basis der GKV nicht 
länger von der Sozialproduktentwicklung abge-
koppelt ist. 

Gleichzeitig verweist die aktuelle Diskussion 
vollkommen zu Recht auf Gerechtigkeitslücken in 
der bestehenden GKV-Finanzierung. Dem eige-
nen Selbstverständnis nach ist die GKV dem Soli-
darprinzip verpfl ichtet, dass sich aus dem Zusam-
mentreffen einer Finanzierung nach dem Leis-
tungsfähig keitsprinzip und einer Leistungsge-
währung nach dem Bedarfsprinzip ergibt. Das 
Leistungsfähigkeitsprinzip postuliert zum einen, 
dass Haushalte mit gleicher Leistungs fä hig keit, 
also gleichem Einkommen, gleich belastet wer-
den (horizontale Gerechtigkeit) und zum ande-
ren, dass Haushalte mit höherer Leistungsfähig-
keit (höherem Einkommen) stär ker belastet wer-

den (vertikale Gerechtigkeit) (Wasem / Greß 2002). 
Die aktuelle GKV-Finanzie rung setzt beides nur 
un vollständig um: Mit der Beitragsbemessungs-
grenze wird das Prinzip der vertikalen Gerech tig keit 
verletzt, da Einkommen oberhalb der Beitrags be-
messungsgrenze nicht verbeitragt wird. Das Prin-
zip der horizontalen Gerechtigkeit wird insbeson-
dere dadurch verletzt, dass nur die Arbeitsein-
kommen und die Lohnersatzeinkommen, nicht 
aber andere Einkommensarten wie Ein  kommen 
aus Vermietung und Verpachtung oder Einkom-
men aus Vermögen beitrags pfl ich   tig sind. Im Er-
gebnis werden Haushalte mit gleichem Einkom-
men daher in unter schied lichem Ausmaß zur 
Beitragszahlung herangezogen. Zu einer ähnli-
chen Ungleichbehandlung führt die Beitragsbe-
messungsgrenze im Haushaltskontext. Liegt das 
Haushaltseinkommen insgesamt oberhalb der 
einfachen Beitragsbemessungsgrenze, unter schei-
det sich die Beitrags pfl icht – bei gleichem Haus-
haltseinkommen – danach, wie sich dies auf die 
beiden Ehepartner ver teilt (Dräther / Rothgang 
2004). Eine „gerechte“ Finanzierungs reform soll-
te daher auch diese Ungerechtigkeiten soweit wie 
möglich beseitigen oder zumin dest reduzieren. 

Zentrale Bewertungskriterien für die einzel-
nen nachfolgend diskutierten Maßnahmen sind 
zum einen, inwieweit Nachhaltigkeit und Ge-
rechtigkeit der GKV-Finanzierung verbessert wer-
den. Zum anderen werden aber auch Auswirkun-
gen auf die Effi zienz des Krankenversicherungs-
wettbewerbs und mögliche Beschäftigungseffekte 
diskutiert.

2. Ausgangslage und Bewertungsmaßstäbe
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Ausgangslage

In den aktuellen Plänen der Bundesregierung spielt 
die Aufhebung der Zwei tei lung des deut schen 
Kran kenversicherungssystems, in die gesetzliche 
und die private Krankenvollver siche rung, keine 
Rolle. Dies ist insofern bedauerlich, als der ver-
zerrte Systemwettbewerb zwischen GKV und PKV 
mindestens aus drei Gründen zu erheblichen 
negativen Auswirkungen führt. Erstens schwächt 
die Abwanderung guter Risiken in die PKV die 
Nachhaltigkeit der GKV-Finanzierung. Zweitens 
entziehen sich die guten Risiken damit der in der 
GKV institu tio na li sierten einkommensbezogenen 
Umverteilung. Die Zweiteilung der Krankenver-
sicherung ver stößt damit gegen die vertikale Ge-
rechtigkeit. Drittens führen die unterschiedlichen 
Vergü tungs systeme insbesondere in der ambu-
lanten ärztlichen Versorgung zu fi nanziellen An-
reize für die bevorzugte Behandlung von Privat-
versicherten (Greß 2009; Greß et al. 2009). Die 
Un ter schiede im Vergütungssystem führen übri-
gens nicht nur zur Differenzierung der Versor-
gung in Abhängigkeit vom Ver sicherungsstatus. 
Sie führen auch zu einem starken Ausgaben wachs-
tum in der PKV – eine der zentralen Ursachen für 
den ungebrochenen Prämienanstieg in der priva-
ten Kranken ver sicherung (Albrecht et al. 2010). 

Die Versicherungspfl ichtgrenze hat darüber 
hinaus ihre Rechtfertigung längst verloren und be-
einträchtigt nachhaltig auch die Effi zienz im deut-
schen Krankenversicherungssystem. Dies ist in der 
nicht von der privaten Krankenversicherungsin-
dustrie fi nanzierten Wissenschaft un be stritten:

„Eine Wahlmöglichkeit nach Maßgabe der Er-
werbsform, sich in einer pri va ten oder ge setz lichen 
Versicherung zu versichern, lässt sich mit diesem 

Ar gu ment einer Schutz be dürf tigkeit nicht begründen. 
Darüber hinaus scheint sich seit der Etablierung pri-
vater Ver sicherungen die Funktion der Pfl ichtversiche-
rungs grenze darauf reduziert zu haben, den privaten 
Versicherungen ein Markt segment zu si chern und so-
mit Verkrus tun gen bei historisch gewach senen Struk-
turen im Ge sund heitswesen nicht aufbrechen zu müs-
sen“ (Sachverständigenrat zur Begut ach tung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2008: 396).

Nichtsdestoweniger hat die Bundesregierung 
in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart, die pri vate 
Krankenvollversicherung nicht anzutasten. Maß-
nahmen der großen Koalition, mit der die Ab-
wanderung von der GKV in private Krankenvoll-
versicherung gebremst werden sollte, sol len sogar 
wieder rückgängig gemacht werden (Greß 2010b). 
Die Zweiteilung des Kran ken ver si che rungsmarktes 
ist jedoch ein zentraler Ansatzpunkt, um die Finan-
zierung der GKV nach hal tiger zu gestalten, fi nan-
zielle Anreize zur bevorzugten Behandlung einzel-
ner Personen grup pen zu beseitigen und die Effi -
zienz der Krankenversicherungssystems insgesamt 
zu ver bessern. Zur Überwindung des zweigeteilten 
Krankenversicherungsmarktes ist aus Sicht der 
Autoren eine einheitliche Wettbewerbsordnung 
einzuführen – wie es etwa in den Nieder landen 
mit der Krankenversicherungsreform des Jahres 
2006 erfolgt ist. Bis zur Umsetzung dieses an-
spruchsvollen Reformschrittes kann eine Anglei-
chung der Vergütungs strukturen ins besondere in 
der ambulanten ärztlichen Versorgung und die 
Integration der privaten Kran ken vollversicherung 
in den Risikostrukturausgleich der GKV die nega-
tiven Auswirkungen des verzerrten Systemwett-
bewerbs zumindest teilweise verhindern bzw. 
kompensieren.

3. Integriertes Versicherungssystem mit einheitlicher Wettbewerbsordnung
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Vorgeschlagene Reformmaßnahme

Für einen fairen Wettbewerb zwischen gesetz-
lichen Krankenkassen und privaten Krankenver-
siche rungs unternehmen ist eine einheitliche 
Wettbewerbsordnung unabdingbar. Die Einfüh-
rung einer einheitlichen Wettbewerbsordnung 
hat nicht den Sinn, die Existenzberechtigung 
 privater Kran kenver-sicherer in Frage zu stellen. 
Ziel ist vielmehr die Beseitigung des bisher vor-
herr schenden verzerrten Systemwettbewerbs und 
die Etablierung von Anreizen und Instrumenten 
für eine funktions fähige Wettbewerbsordnung. 
Zentrale Elemente einer solchen Wettbewerbs-
ordnung wären eine umfassende Versicherungs-
pfl icht der Bevölkerung ein schließ lich von Selbst-
ständigen und Beamten,2 Kontrahierungszwang 
für die Kranken ver sicherer, Vertrags ver handlun-
gen mit Leistungsanbietern und Arzneimittel- 
 sowie Medizin gerä te herstellern, ein morbiditäts-
orientierter Risikostrukturausgleich und die Kal-
kulation von einkommensab hän gigen Beiträgen. 

Immer wieder – zuletzt im Konzept der so 
genannten Bürgerprivatversicherung – wird pos-
tu liert, eine einheitlichen Wettbewerbsordnung 
müsse mit risikoäquivalenten Prämien fi nan ziert 
werden (Eekhoff et al. 2009; Zweifel / Breuer 2002). 
Begründet wird diese For derung erstens damit, 
dass der Versuch durch den Risikostrukturaus-
gleich Anreize zur Selektion zu neu tra li sie ren, 
zum Scheitern verurteilt sei. Zweitens werde 
durch risikoäquivalente Prämien das Ver hältnis 
von Prämie und Leistung für Versicherte besser 
erkennbar. In Reinform sind risi ko äqui valente 
Prämien für Menschen mit chronischen Erkran-
kungen aber schnell unbezah lbar. Um die Prämi-
en für die Betroffenen fi nanzierbar zu machen, 
wird daher ein – wo mög lich steuerfi nanzierter – 
Ausgleichmechanismus notwendig, der auf der 
Grundlage des ge sund heitlichen Risikos, Kompen-
sationszahlungen für die Betroffenen zur Verfü-
gung stellt. Da  mit sind jedoch die vorgeblichen 
Vorteile ri si koäquivalenten Prämien für die Eta-

blierung einer einheitlichen Wett be werbsord-
nung, nämlich der Verzicht auf einen Risiko-
struktur aus gleich und ein transparenteres Ver-
hältnis von Prämie und Leistung – hinfällig. Da-
mit zeigt sich auch, dass risikoäquivalente 
Prämien keine notwendige Bedingung für die 
Einführung einer einheitlichen Wettbewerbsord-
nung sind.

Eine einheitliche Wettbewerbsordnung lässt 
sich außerdem unabhängig von der Entscheidung 
über die Frage installieren, ob die Krankenversi-
cherer im Umlage- oder im Kapitaldeckungs verfahren 
fi nanziert werden. Auch Mischmodelle sind denk-
bar. Das Umlageverfahren hat den ent schei-
denden Vorteil, dass sich Krankenversicherer 
nicht in die Abhängigkeit von Kapital märk ten 
begeben müssen. Der Vorteil der Kapitaldeckung 
besteht darin, dass Vorsorge für ab sehbare zu-
künftige demographische Entwicklungen – ins-
besondere das zukünftig ungünsti gere Ver hältnis 
von Erwerbstätigen und Rentnern – getroffen 
wird. Die Vereinbarkeit einer ein heit lichen Wett-
bewerbsordnung mit Kapitaldeckung ist kein 
grundsätzliches, sondern ein tech nisches Pro-
blem. In der Vergangenheit hat die private Ver-
sicherungsindustrie die Indivi dua li sierung und 
Mitgabe von Alterungsrückstellungen als nicht 
machbar gebrandmarkt. In zwischen sind jedoch 
immer mehr Stimmen zu hören, die eine grund-
sätzliche Machbarkeit nicht in Frage stellen und 
Modelle zur Umsetzung entwickeln. Für den Basis-
tarif der PKV ist eine Portabilität der Altersrück-
stellungen inzwischen gesetzlich geregelt.

Für die Funktionalität des einheitlichen 
Krankenversicherungsmarktes ist eine Privatisie-
rung der öffentlich-rechtlichen Krankenkassen – wie 
unter Verweis auf die Entwicklungen in den Nie-
derlanden etwa von der FDP gefordert – jedoch 
weder hinreichend noch notwendig. Eine Priva-
tisierung birgt vor dem Hintergrund europa-
rechtlicher Regelungen eine Reihe von Ge fahren 
(Paolucci et al. 2006).

2 Beamten ist mindestens der Abschluss eines Teilkostentarifs zu ermöglichen. Darüber hinaus sollten per spek ti visch aus Gründen der 
Gleichbehandlung auch Beamte Vollkostentarife mit Arbeitgeberzuschuss ab schließen müssen.
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Bis zur Entscheidung über eine einheitliche 
Wettbewerbsordnung könnten Probleme des Ne-
ben einanders zwischen gesetzlicher Krankenver-
sicherung und privater Krankenvoll ver siche rung 
durch zwei Maßnahmen wesentlich abgemildert 
werden. Erstens könnte ein Ein bezug der privat 
krankenversicherten Personen in den Risikostruktur-
ausgleich der GKV die fi nan ziel len Konsequenzen 
der Risikoselektion zu Gunsten der privaten Kran-
kenversicherung kompensieren. Konzeptionelle 
Vorarbeiten zur Einführung eines systemüber-
greifenden Risi ko strukturausgleichs liegen vor. 
Danach müssten privat krankenversicherte Per-
sonen einkom mens abhängige Beiträge auf ihre 
beitragspfl ichtigen Einnahmen in den Gesund-
heits fonds ein zahlen und würden dafür einen Bei-
tragszuschuss des Arbeitgebers bzw. des gesetzli-
chen Ren tenversicherungsträgers erhalten. Im 
Gegenzug erhielten diese Versicherten für sich 
selbst und ihre nicht erwerbstätigen Familienmit-
glieder standardisierte Prämien zah lungen, die auf 
den Leistungskatalog der GKV bezogen sind. In 
der PKV zu entrichtende Ri si kozuschläge würden 
in diesen Zahlungen ebenfalls berücksichtigt 
(Sehlen /Schräder 2010). 

Die standardisierten Prämienzahlungen aus 
dem Gesundheitsfonds könnten die Versicherten 
für die Versicherungsprämien in der PKV verwen-
den. Prämien, die ein Leistungsniveau über dem 
der gesetzlichen Krankenversicherung fi nanzie-
ren, werden durch die Zahlungen aus dem Fonds 
nicht fi nanziert. Im Grundsatz ist die Durchfüh-
rung dieses Verfahrens auch über die privaten 
Krankenversicherungsunternehmen denkbar. Die 
Kalkulation der Zahlungsströme bliebe dabei 
gleich (Sehlen/Schräder 2010). 

Mindestens ebenso diffi zil – politisch und 
technisch – wie die Integration der PKV in den 
Ri si  ko strukturausgleich, ist zweitens die Neutra-
lisierung der fi nanziellen Anreize zur be vor zug-
ten Behandlung des privat versicherten Perso-
nenkreises. Eine für die Ärzteschaft insge samt 
aufkommensneutrale Angleichung der Vergü-

tungssysteme würde die GKV belasten und gleich-
zeitig PKV und Beihilfeträger entlasten. Nach Be-
rechnungen aus dem Jahr 2008 – vor Einführung 
des zu Jahresbeginn 2009 eingeführten Honorar-
systems – würde die GKV durch die Vergütungs-
angleichung um rund 3,2 Milliarden Euro belas -
tet werden (Walendzik et al. 2008). Beide Maßnah-
men – Ausweitung des Risikostrukturausgleichs 
auf die PKV und Neutrali sie rung der fi nanziellen 
Anreize zur bevorzugten Behandlung des privat 
versicherten Personen kreises – sind daher als 
Bündel zu betrachten. Sie stellen darüber hinaus 
– und hier ist wie derum auf die Erfahrungen in 
den Niederlanden zu verweisen – entscheidende 
Vorarbeiten für die Einführung einer einheit-
lichen Wettbewerbsordnung im System der deut-
schen Kran ken ver sicherung dar.

Aus den obigen Erläuterungen ergibt sich als 
zentrale Forderung die Einführung eines inte grier-
ten Versicherungssystems – die Überwindung der 
Zweiteilung des deutschen Kranken ver sicherungs-
systems in GKV und PKV. Damit wird die For-
derung nach Einführung einer Bürgerversiche-
rung – vorgestellt in mehreren Varianten vor allem 
durch die SPD und Bünd nis 90 / Die Grünen vor 
der Bundestagswahl 2005 aber auch im Rahmen 
der so genannten Rü rup-Kommission – erneut auf-
gegriffen.

Bewertung anhand der Kriterien

Ein integriertes Versicherungssystem schneidet 
vor dem Hintergrund der oben vorgestellten Be-
wertungskriterien ausgesprochen positiv ab. Die 
Nachhaltigkeit der GKV-Finanzierung wird deut-
lich gestärkt, weil die Risikoselektion zu Lasten 
der GKV überwunden wird. Bei einer sofortigen 
Einführung eines integrierten Versicherungssys-
tems würde es zu einer er heb lichen Beitragssatz-
entlastung kommen.3 Gleichzeitig würde die 
 horizontale Gerechtigkeit der GKV-Finanzierung 
 erhöht werden, weil es keine Diskriminierung 

3 Nach allerdings schon älteren Berechnungen liegt dieser Beitragssatzentlastungseffekt bei 0,7 bis 0,9 Beitragssatzpunkten (Pfaff et al. 
2006; Albrecht et al. 2006).
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unterschiedlicher Personen grup pen bei den 
Wahlmöglichkeiten zwischen Versicherungsträ-
gern mehr gibt. Außerdem würde die vertikale 
Gerechtigkeit erhöht werden, weil auch Privat-
versicherte in die Umverteilung zu Gunsten Ein-
kommensschwächerer einbezogen werden. Min-
destens ebenso wichtig wäre die Be seitigung von 
fi nanziellen Anreizen, vor allem in der ambulan-
ten ärztlichen Behandlung zur bevorzugten Be-

handlung von Privatversicherten. Ein weiteres 
zentrales Argument für die Ein führung eines inte-
grierten Versicherungssystems liegt in den zu 
 erwartenden Effi zienz vor tei len – insbesondere 
durch die Ausweitung der Leistungssteuerung auf 
die bisher Privatver si cher ten und die gestiegenen 
Wahlmöglichkeiten der Versicherten. Unklar sind 
die zu erwar ten den Arbeitsmarkteffekte.
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Ausgangslage

Während die Einkommensteuer durch einen pro-
gressiven Tarif gekennzeichnet ist, ist der Tarif-
verlauf in der GKV von einem monatlichen Ein-
kommen von 800 Euro bis zur Beitrags bemes-
sungs grenze proportional, um dann nach Über-
schreiten der Beitragsbemessungsgrenze regressiv 
zu werden. Dies impliziert zwei Probleme: Zum 
einen ist die Grenzbelastung auch für niedrige Ein-
kommen sehr hoch. Lediglich in der „Gleitzone“ 
bei einem monatlichen Ein kom men von über 
400 Euro bis 800 Euro gibt es eine Progressions-
zone, ab 800 Euro gilt aber dann der „Spitzen-
beitragssatz“. Die hohe Abgabenbelastung bei 
niedrigen Einkommen schaf ft damit massive ne-
gative Anreize zur Arbeitsaufnahme im Niedrig-
lohnbereich. Zum anderen führt die Beitragsbe-
messungsgrenze, wie etwa schon der Sachverstän-
digenrat für die Kon zertierte Aktion im Gesund-
heitswesen in seinem Gutachten aus dem Jahr 
1994 (Ziffer 62) moniert hat, zu einer „starke[n]
T arifdegression im Anschluss an die Beitragsbe-
messungsgrenze“ und dazu, dass Einkommen 
oberhalb der Beitragbemessungsgrenze – im Wi-
derspruch zum Prinzip der vertikalen Gerechtig-
keit – gar nicht zur Finanzierung der GKV heran-
gezogen werden. 

Die Kritik an Beitragsbemessungsgrenze und 
ihrer Wirkung ist alt. Mehr oder minder regel mä-
ßig wurde in der Vergangenheit daher die  Forde - 
rung nach einer Anhebung der Bei trags  be mes-
sungsgrenze erhoben. Interessanterweise ergibt 
sich ein Anknüpfungspunkt für die Ein be ziehung 
höherer Einkommen in die GKV-Finan zierung 
in der jüngsten Diskussion aber auch in Kopf- 
bzw. Pauschalprämienmodellen. Regelmäßig se-
hen diese Modelle nämlich die Einführung eines 
Ausgleichsmechanismus für sozial schwächere 

Haushalte vor, der – in fast allen Modellen – aus 
Steuermitteln gespeist werden soll (Rothgang et 
al. 2005). Insoweit hierzu die Einkommensteuer 
herangezogen wird, werden auch hohe Einkom-
men oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze 
 damit – über den Umweg des Transfers an 
einkommens schwä chere Haushalte – zur GKV-
Finanzierung herangezogen. Würde also in der 
GKV ein – nied riger – Beitragssatz auch oberhalb 
der Beitragsbemessungsgrenze eingeführt, ergäbe 
sich eine dem Grunde nach ähnliche Belastung 
für hohe Einkommen. 

Die Möglichkeit nach Einkommen abgestufter 
Beitragssätze und damit ein – wenn auch in ma-
ximal sechs Stufen gestalteter – progressiver Tarif-
verlauf in der GKV-Finanzierung wurde so gar von 
Bundesgesundheitsminister Rösler Anfang Juni 
2010 vorgeschlagen (BMG 2010). Wenngleich 
dieser Vorschlag nach wenigen Tagen auf Druck 
des bayerischen Koalitions part ners wieder zu-
rückgezogen wurde, zeigt er doch, dass auch in 
der Politik aktuell über die Ta rif gestaltung im 
 unteren Einkommensbereich nachgedacht wird. 

Vorgeschlagene Reformmaßnahme

Die auf die genannten Schwächen abzielende 
Reformmaßnahme besteht aus drei Elementen: 
– einer Absenkung der Eingangsbelastung und 

Schaffung eines progressiven Beitrags tarifs mit 
kassenindividuellem Hebesatz für den Arbeit-
nehmeranteil und einem Arbeit ge beranteil, 
der bundeseinheitlich auf die beitragspfl ichti-
ge Lohnsumme des jeweiligen Arbeitgebers an-
gewandt wird,

– einer Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze 
auf die Höhe der Beitragsbemessung in der 
Rentenversicherung und 

4. Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze und Einführung eines   

 progressiven Bei trags tarifs
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– der Einführung eines positiven Beitragssatzes 
auch auf Einkommen oberhalb der Bei trags-
bemessungsgrenze.

Mit der Absenkung des Eingangsbeitragssatzes zur 
GKV werden die negativen Arbeitsanreize der 
derzeitigen Finanzierung beseitigt. Die Einfüh-
rung eines linear-progressiven Tarifs bis zur Bei-
tragsbemessungsgrenze nähert den Tarifverlauf 
dann an den Einkommensteuertarif an. Aller-
dings handelt es sich nach wie vor um zweckge-
bundene Beiträge, so dass die Ge fahren einer 
schwankenden Finanzierungsbasis, die mit einer 
Steuerfi nanzierung verbunden sind (vgl. Greß et 
al. 2010), vermieden werden. Ein solcher Tarif er-
laubt es auch, die bis he rigen Sonderregelungen 
für Mini- und Midi-Jobs aufzuheben. Der Beitrag-
starif ist dabei bundesweit festzulegen – wie der 
derzeitige Beitragssatz im Gesundheitsfonds. Um 
die Fi nanz autonomie der Kassen zu stärken und 
den Kassenwettbewerb zu befördern, können die 
Kas sen auf diesen Tarif einen kassenindividuellen 
Hebesatz anwenden, analog etwa zum kom-
munalen Hebesatz auf die Grundsteuer und auf 
die Gewerbesteuer. Dieser Hebesatz wirkt als Fak-
tor mit dem die Beiträge multipliziert werden, die 
sich nach dem bundeseinheitlichen Tarif erge-
ben. Ein sol cher Faktor ist leicht ver ständlich und 
schafft daher Transparenz für die Versicherten. 
Zur Er mittlung des Arbeit geber anteils wird für je-
den Arbeitgeber die beitragspfl ichtige Lohn sum-
me erhoben, die sich als Summe aller für die eige-
nen Beschäftigten beitrags pfl ich ti gen Ein nah men 
ergibt. Auf diese Lohnsumme ist ein bundesein-
heitlicher Beitragssatz anzuwen den. Da mit ist 
gewähr leistet, dass keine Anreize entstehen, Ar-
beitsplätze aufzusplitten, um so an der Progres-
sion auf Seiten der Arbeitnehmer zu partizipieren. 
Der Beitragssatz kann so berechnet werden, dass 
die Parität zwischen Arbeitgeber- und Arbeitneh-
merbeiträgen gewahrt bleibt. 

Für die „richtige“ Höhe der Beitragsbemes-
sungsgrenze gibt es keinen wissenschaftlich ab leit-
baren Wert. Da durch die Absenkung der Beitrags-
sätze für niedrigere Einkommen (siehe oben) aber 
Ein nah meausfälle entstehen, bietet es sich an, 
die Beitragsbemessungsgrenze anzuheben. Nur so 
kann gewährleistet werden, dass der „Spitzenbei-
tragssatz“ nicht oder nicht wesentlich über dem 

derzeitigen Bei trags satz liegt. Eine – in der Ver-
gangenheit häufi g geforderte – Anhebung auf 
die Höhe der Beitragsbemessungsgrenze in der 
Renten ver si cherung erscheint vor diesem Hinter-
grund als plausibel. Eine derartige Anhebung der 
Beitragsbemessungsgrenze ist ins be sondere dann 
angezeigt, wenn auch weitere Einkommensarten 
zur Finanzierung herangezogen werden sollen 
(siehe Abschnitt 5). Bei Festhalten an der derzeiti-
gen Beitragsbemessungsgrenze würden die Mehr-
belastungen durch die Beitragspfl icht für weitere 
Einkommensarten ansonsten überwiegend bei 
niedrigeren Einkommen auftreten.

Führt die Beitragsbemessungsgrundlage aber 
dazu, dass darüber liegende Einkommen – wie 
nach geltendem Recht – gar nicht beitragspfl ichtig 
sind, ist das Postulat der vertikalen Ge rech  tigkeit 
verletzt. Andererseits ist eine volle Beitragspfl icht 
für das gesamte Einkom men – womöglich mit 
 einem progressiven Verlauf – aber kaum mit dem 
Versicherungsprinzip ver ein bar. Die gesetzliche 
Krankenversicherung als Sozial-Versicherung ist 
aber durch die Mi schung des Umverteilungs-
gedankens und des Versicherungs prinzips ge-
kennzeichnet. Eine Ver söhnung beider Prinzipien 
ist aber denkbar, wenn der Charakter der Bei trags-
bemessungs grenze verändert wird und diese als die 
Grenze konzipiert wird, an der der pro gres sive 
Bei trag  starif endet und nur noch ein „kleiner Bei-
trag“ erhoben wird. Wird dieser in einem Be reich 
von ein bis zwei Prozent festgelegt, geht er im Er-
gebnis nicht über die Belastung hinaus, die in 
den Kopf prämienmodellen für die hohen Ein-
kommen vorgesehen sind. Dadurch, dass der 
Margi nal beitrag größer als Null ist, wird die Re-
gressivität der GKV-Beitragsbelastung für hohe 
Ein kommen verringert und der Verstoß gegen das 
Gebot der vertikalen Gerechtigkeit aufge ho ben. 

Bewertung anhand der Kriterien

Bei einer Bewertung dieser Reformmaßnahme an-
hand der eingangs formulierten Kriterien ergibt 
sich folgendes Bild:

Hinsichtlich der fi skalische Ergiebigkeit stehen 
Mehreinnahmen durch Erhöhung der Bei trags-
bemessungsgrenze und Einführung des „kleinen 
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Beitrags“ oberhalb dieser Grenze Min derein-
nahmen durch den abge senk ten Eingangsbeitrag 
und den progressiven Tarif ver lauf gegenüber. Die 
unmittelbaren Auswirkungen auf die GKV-Ein-
nahmen hängen daher von der Ausgestaltung des 
Modells ab. Mit Beitragstarif, Hebesatz, Satz des 
„kleinen Beitrags“ ober halb der Beitragsbemes-
sungsgrenze und Höhe der Beitragsbemessungs-
gren ze stehen aber ge nügend Stellschrauben zur 
Verfügung, um die notwendigen Einnahmen zu 
generieren. Mit tel fristig ist aufgrund verbesserter 
Arbeitsanreize ein positiver Effekt auf die Ein-
nahmen ent wick lung zu erwarten.

Die Reformmaßnahme erhöht die vertikale 
Gerechtigkeit, da der grundsätzliche Verstoß ge gen 
das Leistungsfähigkeitsprinzip, der aus den bei-
tragsfreien Einkommen oberhalb der Bei trags-
bemessungsgrenze herrührt, aufgehoben wird. 
Durch die Einführung eines pro gres siven Beitrag-
starifs wird die intendierte Umverteilung nach 
Einkommen grundsätzlich verstärkt. Dies erscheint 
als wünschenswert, weil die derzeitige Finan zie-
rung der Gesund heits ausgaben in Deutschland 
immer noch insgesamt regressiv ist (Härpfer et al. 
2009).

Der Kassenwettbewerb wird gegenüber dem 
Status quo insofern gestärkt, als die Bei trags-
autonomie der Krankenkassen mit dem kassenin-
dividuellen Hebesatz wieder hergestellt wird. Ge-
genüber dem derzeitigen Zusatzbeitrag liegt ein 
Vorteil darin, dass der Hebesatz nicht von vorn-
herein als Ausdruck von ineffi zientem Kassen-
handeln thematisiert werden muss.

Die zu erwartenden positiven Arbeitsmarkt-
effekte aufgrund des progressiven Beitragstarifs 
mit abgesenktem Eingangsbeitrag sind – neben 
der erhöhten vertikalen Gerechtigkeit – ein Haupt-
vorteil der vorgeschlagenen Reform maßnahme. 

Die vorgeschlagene Reformmaßnahme führt 
somit bei keinem der Bewertungskriterien zu 
 einer Verschlechterung gegenüber dem Status 
quo, bei einigen aber zu deutlichen Verbes se run-
gen. Um diese Reformmaßnahme abschließend 
beurteilen zu können, sind allerdings Mo dell-
rechnungen notwendig, um zu ermitteln, wie ein 
aufkommensneutraler Beitragstarif mit entspre-
chendem Eingangs- und Höchstbeitragssatz aus-
sehen könnte. 
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Ausgangslage

Die Beitragsbemessung ist auch hinsichtlich der 
Breite der erfassten Einkommensarten re form-
bedürftig. Für pfl ichtversicherte Beschäftigte in 
der gesetzlichen Krankenversicherung fallen ledig-
lich auf Einkommen aus unselbständiger Arbeit 
Beiträge an. Ähnliche Regelungen gelten für Rent-
nerinnen und Rentner. Andere Einkommensarten 
– insbesondere aus Kapital vermögen – bleiben 
beitragsfrei. Diese enge Bemessungsgrundlage 
schwächt – bei einer kon ti nuierlich sinkenden 
gesamtwirtschaftlichen Lohnquote – die Nach-
haltigkeit der Finan zie rung in der GKV. Eine Ver-
beitragung weiterer Einkommensarten würde das 
Beitragsauf kom men in der GKV von der Zusam-
mensetzung des Volkseinkommens unabhängiger 
ma chen. Darüber hinaus wird bisher der Grund-
satz der horizontalen Gerechtigkeit – Gleichbe-
handlung der gleich Leistungsfähigen – verletzt. 
Versicherte mit hohem Arbeitseinkommen und 
niedri gen Einkommen aus anderen Einkommens-
arten werden stärker belastet als Ver sicherte mit 
niedrigem Arbeitseinkommen und hohem Ein-
kommen aus anderen Ein kom mens arten – selbst 
bei gleichem Gesamteinkommen. 

Vorgeschlagene Reformmaßnahme

Um die Nachhaltigkeit der GKV-Finanzierung zu 
stärken und die beschriebenen Verstöße ge gen 
die Norm der horizontalen Gerechtigkeit aufzu-
heben, empfehlen die Autoren die Ausdeh nung 
der Beitragspfl icht auf alle Einkommensarten. Er-
fasst werden sollen die Einkommen dabei ent-
sprechend der einkommensteuerrechtlichen Re-
gelungen. Zu diskutieren ist die Frage nach der 
Art der Einkommenserfassung.

Schon aus dem Abschlussbericht der so ge-
nannten Rürup-Kommission ging hervor, dass 

die Einbeziehung weiterer Einkommensarten auf 
vielfältige praktische Erfahrungen zurückgreifen 
kann. Zu nennen sind hier insbesondere freiwil-
lig versicherte Rentnerinnen und Rentner und 
freiwillig versicherte Selbstständige. Es ist daher 
eine Gleichbehandlung von freiwillig Ver si cher-
ten und Pfl ichtversicherten in Bezug auf von der 
Verbeitragung zu erfassende Ein kom mens arten 
anzustreben (Bundesministerium für Gesundheit 
und Soziale Sicherung 2003).

In der Rürup-Kommission wurden zwei Ver-
fahren für die Erfassung weiterer Einkommens-
arten vorgeschlagen. Der eine Vorschlag adaptiert 
das für freiwillig Versicherte von den Kran  -
kenkassen durchgeführte Verfahren, das auf der 
Abgabe der Einkommensteuererklärung des Vor-
jahres, Meldungen der Rentenversicherungsträ-
ger und der Zahlstellen von Ver sor gungsbezügen 
beruht. Interessanterweise wurde dieses Verfah-
ren ansatzweise auch vom Bun des gesundheits-
minister im Rahmen des zwischenzeitlich ge-
scheiterten „Gesundheitskombis“ aufgegriffen. 
Versicherte sollten mit einem entsprechenden 
Einkommensnachweis bei den Kran kenkassen 
einen Antrag auf einen niedrigeren Beitragssatz 
stellen dürfen. Explizit ge nannt wurden in die-
sem Zusammenhang Beschäftigte und Rentner 
bzw. Rentnerinnen mit ho hen Kapitaleinkom-
men: „Wer beispielsweise neben seinem Lohn-
einkommen oder seiner Ren te über hohe Zins-
einkünfte verfügt, verliert den Anspruch auf Ein-
stufung in eine niedri gere Bei  tragssatzklasse. 
 Damit gewinnt das System an Gerechtigkeit“  
( Bundesministerium für Ge sund heit 2010: 3). In 
 einer von den Versicherten bei den Krankenkas-
sen vorzulegenden Ein kom mensteuererklärung 
tauchen Kapitaleinkommen jedoch nicht auf, 
wenn sie der Abgel tungs steuer unterliegen. Diese 
„Kassenoption“ ist daher nicht praktikabel.

Die Autoren empfehlen vielmehr die eben-
falls von der Rürup-Kommission in die Diskussion 

5. Berücksichtigung weiterer Einkommensarten
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gebrachte Poollösung. Die abzuführenden Kranken-
versicherungsbeträge in Höhe des vollen einkom-
mensabhängigen Beitragssatzes werden dem Ge-
sundheitsfonds und nicht einzelnen Krankenkas-
sen gutgeschrieben. Das hierdurch generierte 
Beitragsaufkommen stabilisiert da mit den ein-
heitlichen einkommensabhängigen Beitragssatz. 
Die Finanzämter würden damit beauftragt, die 
vom Finanzamt insgesamt besteuerte Einkom-
menssumme mit einem Beitrag für die Kranken-
versicherung zu belegen. Der Kranken ver siche-
rungsbeitrag wäre dann von den Finanzämtern 
vom Steuerpfl ichtigen einzuziehen und an den 
Gesundheitsfonds ab zu führen. Analog müssten 
die Kreditinstitute gemeinsam mit der Ab gel-
tungssteuer auch den ent  sprechenden Kranken-
versicherungsbeitrag einbehalten und eben falls 
an den Gesund heits fonds abführen (Bundesmi-
nisterium für Gesundheit und Soziale Sicherung 
2003). 

Eine verschiedentlich vorgeschlagene eigene 
Beitragsbemessungsgrenze für Kapitalein kom men 
lehnen die Autoren ab, weil eine solche Regelung 
wiederum gegen den Grundsatz der horizontalen 
Gerechtigkeit verstoßen würde. Versicherte, die 
bereits Beiträge bis zur Bei trags bemessungsgrenze 
entrichten, können sich daher bei den Kreditin-
stituten von der Zah lung der Krankenversiche-
rungsbeiträge befreien lassen. Sollen zur Generie-
rung andere Ver teilungswirkungen einkommens-
stärkere Haushalte verstärkt zur Beitragszahlung 
heran ge zo gen werden, ist dies problemadäquat 
über eine Erhöhung der Beitragsbemessungsgren-
ze (siehe Abschnitt 4) zu gewährleisten.

Bewertung anhand der Kriterien

Insgesamt wird durch die Reform der Beitragsbe-
messungsgrenze (vgl. oben) und den Ein bezug 
weiterer Einkommensarten das Beitragssystem in 
seiner Ausgestaltung steuerähnlicher. Steuerrecht 

und Sozialrecht werden stärker synchronisiert. 
Dementsprechend wären beste hen de Freibeträge 
für Einkommen aus Kapital und Vermögen zu 
übernehmen. Das vorge schla gene Verfahren zeich-
net sich darüber hinaus durch einen vergleich-
weise geringen adminis tra tiven Aufwand aus. Es 
werden bestehende Einzugswege über die Finanz-
ämter und Kredit in sti tute genutzt. Im Gegensatz 
zu den von der schwarz-gelben Regierung vorge-
sehenen Plänen zur Ein führung einer Kopfpau-
schale mit steuerfi nanziertem Sozialausgleich, wer-
den hier die Ver sicher ten auch nicht zu Bittstel -
lern, sondern kommen ihrer Beitragspfl icht nach.

Die Einmaleffekte der Verbeitragung weiterer 
Einkommensarten können kurzfristig eine wahr -
nehmbare Wirkung auf die Stabilisierung des 
einkommensabhängigen Beitragssatzes ha ben. 
Ältere empirische Schätzungen gehen je nach 
Modellannahmen von einer Entlastung zwi schen 
0,3 und 0,5 Beitragssatzpunkten (Albrecht et al. 
2006; Bundesministerium für Ge sundheit und 
Soziale Sicherung 2003) aus. Der entscheidende 
Vorteil des Einbezugs wei terer Einkommensarten 
liegt aus Sicht der Autoren jedoch vor allem in 
der mittel- bis lang fristig zu sehenden stärkeren 
Unabhängigkeit der GKV-Finanzierung von Ver-
schiebungen in der Zu sam  mensetzung des Volks-
einkommens und in der höheren horizontalen 
Gerechtigkeit im Ver  gleich zum Status quo.

Diese Reformmaßnahme führt damit zu 
 einer gesteigerten fi skalischen Ergiebigkeit der 
 GKV-Finanzierung, kurzfristig durch die Einmal-
effekte der Berücksichtigung weiterer Einkom-
mens arten, mittel- und langfristig durch Stabili-
sierung der Bemessungsgrundlage. Zudem wird 
die horizon tale Gerechtigkeit durch die Einbezie-
hung weiterer Einkommensarten ge stärkt. Als 
 Resultat der sinkenden Belastung des Faktors 
 Arbeit sind posi tive Arbeitsmarkt ef fekte möglich – 
allerdings kaum in nennenswertem Umfang. Der 
Kassenwettbewerb wird von der Maßnahme dage-
gen nicht berührt. 
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Die beitragsfreie Mitversicherung umfasst etwa 
14 Millionen Kinder (Dräther / Roth gang 2004). 
Die von diesen Kindern verursachten Ausgaben 
wurden im GKV-Modernisierungs gesetz als Legi-
timation für die schrittweise Einführung eines 
Steuerzuschusses verwendet, dessen Umfang am 
Ende des Einführungsprozesses mit 14 Milliarden 
Euro angesetzt wurde. Wird die beitragsfreie Mit-
versicherung von Kindern in der gesetzlichen 
Krankenversicherung als gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe angesehen, so ist eine Steuerfi nanzie-
rung grundsätzlich auf ga ben adäquat (Schmähl 
2006). Allerdings ist zu kritisieren, dass die Höhe 
des Steuerzu schusses nicht in einer nachvollzieh-
baren Weise an die Ausgaben für die beitragsfreie 
Kinder mitversicherung angebunden ist und dass 
die Mittel nicht – wie ordnungspolitisch sinnvoll 
– über einen steuerfi nanzierten Beitrag für Kinder 
in die GKV eingespeist werden, sondern als pau-
schaler und nicht regelgebundener Zuschuss. 

Intensiver diskutiert wird die beitragsfreie 
Mitversicherung der ca. fünf bis sechs Millionen 
mitver si cherten Ehegatten, für die im Jahr 2000 
Ausgaben in Höhe von umgerechnet neun Mil-
liarden Euro durch die GKV fi nanziert wurden 
(Dräther / Rothgang 2004). Zum Teil wird argu-
mentiert, dass diese beitragsfreie Mitversicherung 
nur für diejenigen gerechtfertigt ist, die Kinder 
erziehen oder pfl egebedürftige Personen pfl egen. 
Dies trifft auf etwa die Hälfte der beitragsfreien 
Mit ver sicherten zu, die aber nur rund 40 Prozent 
der Ausgaben für beitragsfrei mitversicherte Ehe-
gatten hervorrufen (ebd.). Wird in der Pfl ege bzw. 
Kindererziehung eine gesellschaftlich nützliche 
Aufgabe gesehen, die eine Mitversicherung recht-
fertigt, müsste aber ordnungspolitisch auch für 
diese Gruppe ein steuerfi nanzierter Beitrag vorge-

sehen werden. Allerdings kann die bei tragsfreie 
Mitversicherung von Ehegatten sehr viel einfa-
cher damit begründet werden, dass Ehe paare 
ebenso wie eingetragene Lebensgemeinschaften 
gegenseitige Beitrags- und Unter halts  pfl ich ten 
eingegangen sind. Wie im Einkommensteuer-
recht und in anderen Rechts be reichen sind sie 
daher auch in der GKV als Wirtschaftsgemeinschaf-
ten anzusehen. Die GKV-Finan zierung nach dem 
Leistungsfähig keitsprinzip fordert dann, dass Paa-
re entsprechend ihrer gemeinsamen Leistungsfähig-
keit zur Beitragszahlung herangezogen werden 
müssen. Da mit ist die beitragsfreie Mitversiche-
rung grundsätzlich unproblematisch, da die 
gemein same Wirtschaftskraft herangezogen wird 
– un ab hängig davon, wie sich die Einkommen 
auf die beiden Partner verteilen. Gerechtig keits-
probleme können aber durch das Zusammen-
wirken von Familienmitversicherung und Bei-
trags bemessungsgrenze entstehen. Dies zeigt Ta-
belle 1, in der für insgesamt acht Modellhaus halte 
Einkommens verteilungen angegeben sind. Für 
die Sum me der beitragspfl ichtigen Ein kom men 
(kurz: Haushaltseinkommen) ist dabei je weils ein 
Betrag von 7.500 Euro, also das Doppelte der der-
zeitigen Beitragsbemessungsgrenze angesetzt. Je 
nachdem wie sich dieses Einkommen auf die bei-
den Partner verteilt, unter scheidet sich das bei-
tragspfl ichtige Einkommen erheblich: Liegt es im 
Fall des Einverdiener haushaltes bei 3.750 Euro, 
ist es doppelt so hoch, wenn beide Partner gleich 
verdienen. Trotz gleicher Leis tungs fähigkeit un-
terscheidet sich damit die Beitragslast der Haus-
halte bis zu – im Vergleich der Haus halte eins und 
acht – Faktor zwei.

Die Tabelle macht aber auch deutlich, dass 
dieser gravierende Verstoß gegen das Prinzip der 
horizontalen Gerechtigkeit nicht auf den Ver-
gleich von Ein- und Zwei-Verdiener paaren be-

6. Reform der Familienmitversicherung
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schränkt ist. Das Problem liegt vielmehr in der 
auf die individuellen Einkommen be zogenen Bei-
tragsbemessungsgrenze und sorgt für eine Un-
gleichbehandlung auch von Zwei -Verdienerpaaren 
mit einem Gesamthaushaltseinkommen ober-
halb der Beitragsbemessungs grund lage, das sich 
aber unterschiedlich auf die beiden Partner ver-
teilt.  

Vor diesem Hintergrund sind Vorschläge zur 
Einführung eines eigenständigen Beitrags, der 
ent  weder vom Partner oder aus dem allgemeinen 
Steueraufkommen fi nanziert wird,4 zu ver wer fen. 
Trägt der Partner den neu einzuführenden Beitrag 
für bislang beitragsfrei mitver si cherte Partner, so 
kommt es zu neuen horizontalen Ungleichbe-
handlungen, wenn zwei Haus halte das gleiche 
Haushaltseinkommen (unterhalb der Beitragsbe-
messungsgrenze haben), das in einem Haushalt 
aber nur von einem Partner, im anderen aber von 
beiden verdient wird. Im ersten Haushalt müsste 
dann für den Partner ohne Einkommen ein ei-
genständiger Beitrag – ausgestaltet als Mindest-, 
Durchschnitts- oder irgendwie bestimmter Pau-

schalbeitrag – gezahlt werden, so dass dieser 
Haushalt insgesamt höher belastet wird. Trägt 
hingegen der Staat den Beitrag, dann kann es zu 
zusätzlichen Problemen der vertikalen Gerechtig-
keit kommen, wenn die „Haus frauenehe“ von 
einkommensstarken Paaren durch öffentliche 
Mittel subventioniert wird. Vor allem aber greifen 
Reformvorschläge, die ausschließlich auf die bei-
tragsfreie Mit ver sicherung abzielen, zu kurz, da 
sie die horizontale Ungleichbehandlung von 
Zwei-Ver die ner  paaren nicht antasten. In Bezug 
auf die angesprochene Gerechtigkeitsproblema-
tik ist daher nur ein Splitting-Verfahren zielfüh-
rend, das auch bereits vielfach gefordert wurde 
(vgl. Dräther/Rothgang 2004 für einen Über-
blick).

Vorgeschlagene Reformmaßnahme

Die auch von den Autoren dieses Papiers vorge-
schlagene Reformmaßnahme besteht darin, das 
beitragspfl ichtige Einkommen eines Ehepaares 

4 Der beitragsfrei Mitversicherte verfügt defi nitionsgemäß über kein mehr als gering fü giges Einkommen. Sein Beitrag muss daher von 
anderen aufgebracht werden. In Frage kommen hierfür nur der Partner oder aber die öffentliche Hand. 

Tabelle 1: 

Horizontale Ungleichbehandlung bei der Beitragspfl icht von Paaren

Modell-
haushalt

Einkommen (in Euro) des … Beitragspfl ichtiges Einkommen des 

Partners 1 Partners 2 Haushalt Partners 1 Partners 2

1 7.500 0 7.500 3.750 0 3.750

2 6.500 1.000 7.500 3.750 1.000 4.750

3 6.000 1.500 7.500 3.750 1.500 5.250

4 5.500 2.000 7.500 3.750 2.000 5.750

5 5.000 2.500 7.500 3.750 2.500 6.250

6 4.500 3.000 7.500 3.750 3.000 6.750

7 4.000 3.500 7.500 3.750 3.500 7.250

8 3.750 3.750 7.500 3.750 3.750 7.500

Quelle: Eigene Berechnungen.
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bzw. der Partner in einer eingetragenen Lebensge-
meinschaft zu addieren und dann fi ktiv zu glei-
chen Teilen den beiden Partnern zu zu rechnen. 
Auf diese Einkommen sind dann Beiträge bis zur 
Beitragsbemessungsgrenze zu entrichten. Damit 
wird gewährleistet, dass Haushalte mit gleichem 
(beitragspfl ichtigen) Ein kom men im gleichen 
Umfang beitragspfl ichtig sind und so die hori-
zontale Ungleichbe hand lung nicht nur im Ver-
hältnis von Ein- und Zwei-Verdienerpaaren, son-
dern auch im Verhältnis von Zwei-Verdienerpaa-
ren mit unterschiedlicher Aufteilung des Einkom-
mens abgebaut ist. 

Allerdings entsteht eine neue Problematik: 
Liegt das beitragspfl ichtige Einkommen des einen 
Partners oberhalb, das des anderen aber unter-
halb der Beitragsbemessungsgrenze, so steht das 
Paar schlechter dar, wenn es verheiratet ist, weil 
dann der oberhalb der Beitragsbemes sungs grenze 
liegende Einkommensteil dem einkommens-
schwächeren Partner zugerechnet und so bei-
tragspfl ichtig wird. Nun ist eine Ungleichbehand-
lung hier nicht ohne weiteres fest stell bar, da sich 
die Partner, die sich zu einer Unterhalts- und Bei-
standsgemeinschaft zu sam men schließen, von de-
nen die dies nicht tun unterscheiden, so dass ein 
sachlicher An knüp fungspunkt für eine Ungleich-
behandlung besteht. Allerdings könnte in der 
 Benachteiligung der Ehe partner ein Verstoß ge-
gen Art. 6 des Grundgesetzes gesehen werden. 
Um dem zu be geg nen, kann die Beitragsbemes-
sungsgrenze für nicht in Partnerschaft Lebende 
erhöht, im Extremum verdoppelt werden. Damit 
wäre eine Benachteiligung der Ehepaare ausge-
schlossen – aller dings würden sie sich gegenüber 
Unverheirateten besser stellen. Eine Gleichbe-
handlung von Ver heirateten (bzw. in eingetrage-
nen Lebensgemeinschaften Zusammenlebenden) 
und nicht in solchen Partnerschaften Lebenden 
ist in einem Splitting-Modell grundsätzlich nicht 
möglich. 

Ein solches Splitting-Verfahren wird auch im 
Einkommensteuerrecht angewandt. Auch dort 
dient es – entgegen weit verbreiteter Ansichten – 
nicht familienpolitischen Zielen, sondern ist zur 
Schaffung der horizontalen Gleichbehandlung 
von Haushalten geschaffen worden. Durch den 
progressiven Einkommenssteuertarif wirkt sich 
das Splitting für Ehepaare aber vorteilhaft aus. 
Wird der Beitragstarif in der GKV ebenfalls pro-
gressiv gestaltet (vgl. Abschnitt 4), würde dieser 
Effekt auch für das Splitting in der gesetzlichen 
Krankenversicherung gelten, so dass die o.g. Pro-
blematik zum Teil schon hierdurch entschärft 
würde. 

Bewertung anhand der Kriterien

Die fi skalische Ergiebigkeit der Einführung eines 
Splittings darf nicht unterschätzt werden. Auf Ba-
sis von Daten des Sozio-Oekonomischen Panels 
(SOEP) aus dem Jahr 2000 würde sich eine zusätz-
liche Beitragszahlung für insgesamt ca. 2,5 Mil-
lionen. Ehepaare ergeben. Wird für diese rechne-
risch ein Beitrag von 200 Euro pro Monat ange-
setzt, ergäben sich Mehreinnahmen von rund 
sechs Mrd. Euro. Der Sach verständigenrat für die 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung (2002: Ziffer 514) hat die Entlastungs-
wirkung sogar auf acht bis zehn Milliarden Euro 
geschätzt. 

Der zentrale Vorteil dieser Maßnahme liegt 
aber natürlich in der Erhöhung der horizontalen 
Gerechtigkeit durch Abbau der genannten Un-
gleichbehandlungen von Ein- zu Zwei-Verdien er-
paaren, aber auch zwischen Zwei-Verdienerpaa-
ren. Diesbezüglich erweist sich das Splitting sogar 
als einzige effektive Maßnahme.

Positive oder negative Auswirkungen auf die 
Wettbewerbsordnung oder entsprechende Ar-
beits  markteffekte sind dagegen nicht erkennbar. 
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Seit der Implementierung des GKV-Modernisie-
rungsgesetzes (GMG) im Jahr 2004 ist die Be-
deutung des Bundeszuschusses zur Finanzierung 
der gesetzlichen Krankenversicherung deut lich 
angestiegen. Dieser sowohl quantitative als auch 
qualitative Bedeutungszuwachs erfolgte je doch 
nicht kontinuierlich, sondern ausgesprochen er-
ratisch (vgl. Abbildung 1). Der von der rot-grünen 
Bundesregierung vorgesehene Ausbau des Bundes-
zuschusses wurde von der großen Koalition im 
Rahmen des Haushaltsbegleitgesetzes im Jahr 

2006 zunächst gestoppt. Im Rahmen des GKV-
Wettbewerbsstärkungsgesetzes hat die gleiche 
große Koalition den Finanzierungsbeitrag des 
Bundes durch Einzahlungen in den Gesundheits-
fonds deutlich ausgebaut. Durch das Konjunk-
turpaket II stieg der Bundeszuschuss weiter an. 

Auch die schwarz-gelbe Regierung nutzt den 
Bundeszuschuss als probates Mittel zum Aus gleich 
von Defi ziten im Gesundheitsfonds. Durch einen 
außerordentlichen Bundeszu schuss in Höhe von 
3,9 Milliarden Euro im Jahr, sollten die Einnah-
meausfälle als Folge der Finanz- und Wirt schafts-
krise kompensiert werden. Insgesamt werden da-

7. Steuerfi nanzierung 

Abbildung 1: 

Bundeszuschuss zur GKV 2003 bis 2011

Quelle: Eigene Abbildung
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mit neun Prozent der für das Jahr 2010 geschätz-
ten GKV-Ausgaben (174 Milliarden Euro) aus 
Steuermitteln fi nanziert. Im Rahmen des im Juni 
2010 beschlossenen Sparpakets wurde darüber 
 hinaus ein weiterer einmaliger Bun des zu schuss 
in Höhe von zwei Milliarden Euro für das Jahr 
2011 beschlossen. Seit Einführung des Bun des    zu-
schusses im Jahr 2004 hat sich die geplante Höhe 
der Steuer fi nanzierung bis Juni 2010 unter drei 
verschiedenen Regierungen damit insgesamt fünf-
mal verändert. Viermal haben die je wei li gen Regie-
rungen eine Erhöhung des Bundeszu schusses be-
schlossen, einmal sollte der Bun des zuschuss zu-
rückgeführt beziehungsweise ganz abgeschafft 
werden.

Im Vergleich zum Status quo der GKV-Finan-
zierung weist die Steuerfi nanzierung eine Reihe 
von Vorteilen auf. Die Bemessungsgrundlage so-
wohl von direkten Steuern wie der Einkom men-
steuer als auch von indirekten Steuern wie der 
Mehrwertsteuer ist deutlich breiter als die der der-
zeitigen Beitragsfi nanzierung. Dies gilt sowohl im 
Hinblick auf den erfassten Per so nen kreis als auch 
im Hinblick auf die zu verbeitragenden bezie-
hungsweise zu versteuernden Einkommensarten. 
Auf den ersten Blick wirkt die Steuerfi nanzierung 
damit nachhaltiger als die derzeitige Beitrags-
fi nanzierung. 

Ein ähnliches Bild ergibt der Vergleich der 
beiden Finanzierungsarten im Hinblick auf die 
Ge  rechtigkeit der Finanzierung. Die Beitragsfi nan-
zierung wirkt jenseits der Beitragsbemes sungs-
grenze regressiv. Die prozentuale Belastung sinkt 
mit steigendem Einkommen. Die Einkommen-
steuer dagegen wirkt bis zum Spitzensteuersatz 
progressiv. Die prozentuale Be lastung steigt mit 
steigendem Einkommen. Selbst nach Erreichen 
des Spitzensteuersatzes wirkt die Einkommen-
steuer proportional – die prozentuale Belastung 
bleibt bei steigendem Ein kommen gleich. Ver-
schiedene Simulationen haben darüber hinaus 

ergeben, dass durch eine Substitution von Bei-
tragsfi nanzierung durch Steuerfi nanzierung mo-
derate Beschäfti gungs zuwächse erzielt werden 
können (Meinhardt / Zwiener 2005).

Die genannten Vorteile müssen jedoch rela-
tiviert werden, da ihnen entsprechende Nachteile 
gegenüber stehen. Die Nachhaltigkeit der Finan -
zie rung ist nicht nur von der Bemessungs grund -
lage abhängig. Die Erfahrungen etwa bei der In-
vestitionsfi nanzierung der Kran ken häu ser durch 
die Bundesländer zeigen, dass die Nach hal tig keit 
von steuerfi nanzierten Ge sund  heits ausgaben 
durch sinkende fi skalische Spiel räume akut ge-
fährdet wird. Bisher hat sich diese Erfahrung beim 
Bundeszuschuss zur GKV nur einmal im Rahmen 
des Haushaltsbegleit ge setzes 2006 wiederholt. 
Auch im Rahmen des im Juni 2010 beschlosse-
nen Sparpakets – ge prägt von einer Reihe von 
gravierenden Kürzun gen im Bereich Arbeit und 
Soziales – muss te der Bundesgesundheitsminister 
keine Kürzung seines Etats hinnehmen. Es ist je-
doch kei nes falls gesichert, dass diese Entwicklung 
Bestand hat. Dies gilt insbesondere dann, wenn 
aus dem Bundeshaushalt nicht nur Leistungsaus-
gaben sondern auch – wie im Koalitionsvertrag 
beschlossen – die durch die Einführung einer 
Kopf pauschale aus der GKV herausgelöste Ein-
kom  mensumverteilung fi nanziert werden muss.

Auch die Gerechtigkeitsvorteile auf Seiten der 
Steuerfi nanzierung müssen relativiert werden. In-
direkte Steuern wie die Mehrwertsteuer wirken 
schon im unteren Einkommensgruppen re gressiv. 
Haushalte mit niedrigen Einkommen müssen einen 
deutlich höheren Anteil ihres Ein kommens für 
den Konsum aufbringen als Haushalte mit mitt-
lerem oder höherem Ein kom men. Diese Wirkung 
wird durch reduzierte Mehrwertsteuersätze etwa 
für Grund nahrungs mittel nur teilweise kompen-
siert.5 Nichtsdestoweniger wirkt die Steuerfi nan-
zierung insgesamt – ver ur sacht vor allem durch 
den stark progressiven Effekt der Einkommensteu-

5 Dagegen wird argumentiert, dass auch die Ersparnisse von Haushalten mit höherem Einkommen langfristig für Konsum verwendet 
werden – beispielsweise durch Erben – und dann zu einem späteren Zeitpunkt die Mehrwertsteuer anfällt, so dass die regressive Wirkung 
aufgehoben wird. Diese Betrachtungsweise setzt je doch voraus, dass akkumuliertes Vermögen auch wieder aufgezehrt wird und die Be-
trachtung auf Fa mi lien dy nastien ausgedehnt wird.
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er – progressiv wäh rend die Beitragsfi nanzierung 
insgesamt regressiv wirkt (Härpfer et al. 2009). 

Die Beschäftigungswirkungen von steuerfi nan-
zierten Gesundheitsausgaben im Vergleich zu 
beitragsfi nanzierten Gesundheitsausgaben sind 
ebenfalls kritisch zu refl ektieren. Die oben ange-
sprochenen Studien simulieren eine Substitution 
von Beitragsfi nanzierung durch Steuer fi  nan-
zierung. Dabei handelt es sich um Einmaleffekte, 
die durch eine gleichzeitige Beitrags satzsenkung 
und eine Steuererhöhung zur Gegenfi nanzierung 
ausgelöst werden. Diese Ein mal effekte sind 
höchst sensitiv im Hinblick auf die getroffenen 
Annahmen in den ent spre chenden Simulatio-
nen. Die empirischen Überprüfungen der Modell-
simulationen stehen noch aus.

Kritisch sind darüber hinaus die Anreizwir-
kungen der Steuerfi nanzierung von Gesund heits-
ausgaben zu sehen. Es besteht die ernstzuneh-
mende Gefahr, dass die betroffenen Akteure eine 
Erhöhung des Bundeszuschusses als einfachen 
Ausweg aus der defi zitären Finanzlage der ge-
setzlichen Krankenversicherung ansehen. Dies gilt 
sowohl für Krankenkassen und Leis tungs erbringer 
als auch für die jeweils amtierende Regierung. Ein 
Ausbau des Steuer zu schusses ist dann bestenfalls 
als Ausdruck des kleinsten gemeinsamen Nenners 
und schlimmsten falls als Ausdruck von Ratlosig-
keit anzusehen. Gleichzeitig steigt mit dem Fi nan-
zierungsvolumen auch der staatliche Einfl uss auf 
die Steuerung der gesundheitlichen Ver sor gung. 
Dieser geht nicht nur von Gesundheitsministe-
rium, sondern auch vom Finanz mi niste rium – bei-
spielsweise in Form von zunehmenden Aktivitä-
ten des Bundesrechnungshofes – aus. 

Letztendlich sind die Vorteile der Steuerfi nan-
zierung vor allem dann besonders ausgeprägt, 
wenn sie in Beziehung zu den Nachteilen der ge-
genwärtigen Beitragsfi nanzierung gesetzt wer den 
(Jacobs 2009b). Durch die bisher vorgeschlage-
nen Maßnahmen im Rahmen dieses Papiers wür-
de die einkommensabhängige Beitragsfi nanzie-
rung der Finanzierung von Gesund heits ausgaben 
durch direkte Steuern jedoch deutlich ähnlicher. 
Mit anderen Worten: Die Vor teile einer erweiter-
ten Beitragsbemessung und die Ausweitung des 

berücksichtigten Per so nenkreises lassen sich auch 
im Beitragssystem realisieren – und zwar ohne die 
im Steuer system auftretenden Nachteile. 

Vorgeschlagene Reformmaßnahme

Bis zur Realisierung des bisher vor geschlagenen 
Maßnahmenbündels sollte die Steuerfi nan zie rung 
zur Vermeidung der oben angesprochenen Nach-
teile an verlässliche Indikatoren ge bun den wer-
den, um das erratische Auf und Ab des Bundeszu-
schusses zu vermeiden (Jacobs 2009a). Die Bei-
behal tung des Steuerzuschusses über diesen Zeit-
punkt hinaus, ließe sich dann nicht mehr durch 
die Vorteile der Steuerfi nanzierung im Vergleich 
zur Beitragsfi nanzierung, sondern allenfalls durch 
die Finanzierung gesamtgesellschaftlicher – in die-
sem Falle familien po litischer – Auf gaben recht-
fertigen (Schmähl 2006).

Die Autoren schlagen daher vor, den Bundes-
zuschuss für den Gesundheitsfonds ähnlich wie 
in den Niederlanden an die Ausgaben für Kinder 
und Jugendliche bis zum Alter von 18 Jahren zu 
koppeln. Diese Ausgaben sind gut abgrenzbar 
(Jacobs 2009b), und eine Senkung des Bun des-
zuschusses für diese Personengruppe wäre poli-
tisch schwer durchsetzbar. Die Um ver tei lung zu 
Gunsten von Familien von Kindern erfolgt weiter-
hin im Beitragssystem – wird aber durch Steuer-
mittel fi nanziert. Durch die teilweise Finanzierung 
der GKV-Ausgaben durch Steuermittel werden die 
oben diskutierten Vorteile der Steuerfi nanzierung 
im Hinblick auf die Gerechtigkeit der Finanzierung 
und Beschäftigungswirkungen erhalten bleiben. 
Auch für die Nachhaltigkeit der GKV-Finanzie-
rung ist eine Teilfi nanzierung durch Steuermittel 
von Vor teil.

Bewertung anhand der Kriterien

In der derzeitigen Fassung eines nicht regelge-
bundenen Zuschusses überwiegen bei der Steuer  -
fi nan zierung die Nachteile. Eine Festschreibung 
und Verstetigung des Bundeszu schusses in Form 
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einer Regelbindung, würde oben beschriebene 
Vor teile der Steuerfi nan zie rung im Hinblick auf 
Nachhaltigkeit, Beschäftigungswirkungen und 
Gerechtigkeit der Finan zie rung konservieren. Eine 
deutliche Ausweitung der Steuer fi nan zie rung wäre 
nicht zu er warten, weil sich die Ausgaben für 
 Kinder und Jugendliche in etwa auf dem heuti-
gen Niveau des Bundeszuschusses bewegen. 

Langfristig würde eine steuerähnliche Ausge-
staltung des Beitragstarifs wie oben beschrieben 
die Steuerfi nanzierung allerdings ersetzen kön-
nen. Ein steuerfi nanzierter Bundeszuschuss wäre 
dann nur noch sinnvoll in Form eines Beitrags 
für beitragsfrei mitversicherte Kinder, wenn die 
beitragsfreie Mitversicherung als gesamtgesell-
schaftliche (familienpolitische) Maß nah me ange-
sehen wird, die entsprechend steuerfi nanziert 
werden sollte.
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